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1 

1. Kapitel: Einführung 
„Wer Steuern hinterzieht, der handelt unrecht. Wer sich besinnt, dem wird 
verziehen.“1 Unter diesem Motto steht seit jeher das Institut der so genannten 
strafbefreienden Selbstanzeige. 

In wenigen Jahren, genauer gesagt 2019, wird das Institut der strafbefreienden 
Selbstanzeige 100 Jahre alt. Mit der Reichsabgabenordnung 1919 wurde damals die 
erste im gesamten Deutschen Reich gültige Regelung zur Erlangung von 
Straffreiheit trotz einer bereits beendeten Steuerstraftat eingeführt.2 Seit der 
Schaffung hat sich dieses Institut bewährt und dem Staat geholfen verdeckte 
Steuerquellen aufzudecken. 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit den neuen Maßstäben der 
strafbefreienden Selbstanzeige im Steuerstrafrecht, welche diese durch die 
Novellierung im Jahr 2011 erhalten hat. Trotz der Veränderung und der einher-
gehenden Verschärfung des Instituts ist davon auszugehen, dass es seine Praxis-
relevanz behält und weiterhin regen Zulauf durch reuige Steuersünder finden wird. 

Das gesellschaftliche, mediale und politische Interesse an diesem Institut hielt 
sich lange Zeit in Grenzen. Erst im Jahr 2008 wurde durch den Ankauf 
unterschiedlicher Steuer-CDs bei ausländischen Banken und durch die medien-
wirksame Festnahme des damaligen Vorstandsvorsitzenden der DEUTSCHEN POST 
AG das Interesse an der strafbefreienden Selbstanzeige geweckt. Ab diesem 
Zeitpunkt begann in der Bundesrepublik eine Debatte über die Berechtigung, die 
Ausgestaltung und die Anwendung des Instituts der strafbefreienden Selbstanzeige. 
In diese Diskussion „mischte“ sich am 20.05.2010 ebenfalls der BGH mit einer 
wegweisenden Entscheidung ein.3 

Ergebnis dieser Debatte ist das am 03.05.2011 verkündete Schwarzgeld-
bekämpfungsgesetz.4 Durch dieses wurde die bisherige Ausgestaltung des Instituts 
der strafbefreienden Selbstanzeige in § 371 AO grundlegend modifiziert und den 
vermeintlichen Ansprüchen der Politik und Gesellschaft angepasst. Zudem wurde 
die neue Verfahrensvorschrift des § 398a AO geschaffen. 

Nachdem durch die Änderungen des Schwarzgeldbekämpfungsgesetzes die 
ausgelöste Debatte über das Institut der Selbstanzeige vorerst wieder beendet 
schien, erfuhr das Institut im April 2013 eine erneute, insbesondere mediale, 
Aufmerksamkeit. Zu diesem Zeitpunkt wurde bekannt, dass der aktuelle Präsident 
des FC BAYERN MÜNCHEN E.V. und zugleich Aufsichtsratsvorsitzende der FC 
BAYERN MÜNCHEN AG im Januar 2013 eine Selbstanzeige wegen Steuerhinter-

                                            
1  REFERAT FÜR BÜRGERANGELEGENHEITEN (BMF), Pressemitteilung vom 02.05.2011 

„Verbesserung der Bekämpfung von Geldwäsche und Steuerhinterziehung“. 
2  RGBl. 1919, S. 1993. 
3  BGHSt 55, 180. 
4  BGBl. I 2011, S. 676. 
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ziehung erstattet hatte.5 Zudem wurde bekannt, dass die Staatsanwaltschaft 
München II ein Ermittlungsverfahren wegen Steuerhinterziehung aufgrund der 
Selbstanzeige eingeleitet hat, in welchem insbesondere nunmehr die Wirksamkeit 
und Folgen der erstatteten Selbstanzeige überprüft wurden. Im Juli 2013 hat die 
Staatsanwaltschaft Anklage erhoben, welche Anfang November 2013 durch das 
Landgericht München II zugelassen wurde.6 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist die Darstellung und rechtliche Würdi-
gung der vorgenommenen Änderungen und Neueinführungen durch das Schwarz-
geldbekämpfungsgesetz. Wie sich zeigen wird, hat der Gesetzgeber die Novel-
lierung nicht bis ins letzte Detail durchdacht. Alte Kritik- bzw. Streitpunkte über 
die Auslegung und Anwendung des § 371 AO wurden nicht aus der Welt geschafft. 
Vielmehr wird schnell deutlich, dass der Gesetzgeber diverse neue Problemfelder 
hervorgerufen hat, welche bereits für viel Diskussionsbedarf in der Fachliteratur 
gesorgt haben. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis sich auch die Rechtsprechung und 
gegebenenfalls danach wieder der Gesetzgeber mit diesen Unklarheiten 
auseinandersetzen muss. 

Hauptintention des Schwarzgeldbekämpfungsgesetzes war es, die Vorschrift 
der strafbefreienden Selbstanzeige dahingehend zu ändern, dass zukünftig der 
Missbrauch des Instituts als Teil einer Hinterziehungsstrategie verhindert wird.7 

Bevor auf die Änderungen und Neueinführungen durch das Schwarzgeld-
bekämpfungsgesetz eingegangen wird, wird im 2. Kapitel: B dieser Arbeit die 
historische Entwicklung der Selbstanzeige im Rahmen der Entwicklung des Steuer-
strafrechts dargestellt. 

Im Folgenden wird die seit Existenz des Instituts andauernde Diskussion über 
die Verfassungsmäßigkeit der Selbstanzeige erörtert und bewertet, siehe 
2. Kapitel: C. 

Im 2. Kapitel: D wird der Aufbau der Norm des § 371 AO aufgezeigt und die 
bisher entwickelten Rechtfertigungstheorien beleuchtet und aktuelle Rechtferti-
gungsgedanken einer Überprüfung unterzogen. 

                                            
5  Dieser hatte bis Ende 2012 darauf gehofft, seine Steuerschulden mittels des geplanten 

Steuerabkommens zwischen der BRD und der Schweiz begleichen zu können. Nachdem dieses 
allerdings am 17.01.2013 endgültig gescheitert war, wählte er den Weg über § 371 AO. Siehe 
hierzu u.a. „Uli Hoeneß muss wegen Steuerhinterziehung vor Gericht“ in 
http://www.sueddeutsche.de/sport/vorwurf-der-steuerhinterziehung-bayern-praesident-hoeness-
muss-vor-gericht-1.1809817 (Stand: 17.12.2013). Zum Scheitern des Steuerabkommens siehe 
BR-Drs. 37/13; Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zu dem Abkommen vom 
21. September 2011 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt in der 
Fassung vom 5. April 2012 vom 13.12.2012, BT-Drs. 17/11840. 

6  Siehe hierzu u.a. „Uli Hoeneß muss wegen Steuerhinterziehung vor Gericht“ in 
http://www.sueddeutsche.de/sport/vorwurf-der-steuerhinterziehung-bayern-praesident-hoeness-
muss-vor-gericht-1.1809817 (Stand: 17.12.2013). Das Hauptverfahren hatte zum Ende der 
Bearbeitung der vorliegenden Arbeit noch nicht begonnen. Der erste Verhandlungstag ist 
terminiert auf den 10.03.2014. 

7  BT-Drs. 17/5067 (neu), S. 3. 
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Im 3. Kapitel wird die Normgenese der jetzigen Novellierung dargestellt. 
Im 4. Kapitel wird die Änderung der Regelung des § 371 AO durch das 

Schwarzgeldbekämpfungsgesetz erläutert und einer rechtlichen Würdigung 
unterzogen. 

Die größte inhaltliche Änderung, welche durch das Schwarzgeld-
bekämpfungsgesetz vorgenommen wurde, stellt die Abschaffung der Möglichkeit 
der (dolosen) Teilselbstanzeige dar (4. Kapitel: B.I). Mittels dieser Abschaffung 
soll der oben genannte Zweck des Schwarzgeldbekämpfungsgesetzes, die Ver-
hinderung einer Hinterziehungsstrategie, erreicht werden. Der Gesetzgeber hat in 
§ 371 Abs. 1 AO neue Anforderungen an die Erstattung einer Selbstanzeige 
gestellt. 

Ergänzend hat der Gesetzgeber zu den drei alten, zukünftig weiterhin gültigen 
Sperrgründen, zwei neue Sperrgründe in § 371 Abs. 2 AO eingefügt (4. Kapitel: C). 
Hinsichtlich der drei alten, aber weiter gültigen, Sperrgründe wird ein Überblick 
geschaffen und an den entsprechenden Stellen aufgezeigt, ob sich auch hier 
Änderungen durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz ergeben haben. Die beiden 
neuen Sperrgründe in § 371 Abs. 2 AO werden vollumfänglich dargestellt und 
besprochen. 

Weiterhin wird im 4. Kapitel: D die in § 371 Abs. 3 AO normierte Pflicht zur 
Nachentrichtung der geschuldeten Steuern erörtert. Auch hier wird auf die durch 
das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz veränderten Inhalte und Auslegungen 
eingegangen. 

Sodann findet eine Erörterung der durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz 
geschaffenen Übergangs- bzw. Anwendungsregelung des Art. 97 § 24 EGAO statt 
(4. Kapitel: E). Mit dieser hat der Gesetzgeber eine in drei Teile gestufte 
Anwendung der neuen Regelungen des § 371 AO und § 398a AO, der BGH-
Rechtsprechung und der alten Fassung des § 371 AO geschaffen. 

Im 4. Kapitel: F wird aufgezeigt, dass das Institut der Selbstanzeige nicht nur in 
der Bundesrepublik im Wandel ist. Die steuerstrafrechtlichen Regelungen der 
Nachbarländer Schweiz und Österreich sehen ebenfalls die Möglichkeit der 
Selbstanzeige vor. Auch hier hat es in beiden Ländern in den letzten Jahren 
Reformen des Instituts gegeben. Es werden die Tatbestandsmerkmale der 
jeweiligen Regelung erläutert und mit den entsprechenden Merkmalen der 
deutschen Norm des § 371 AO verglichen. 

Im 5. Kapitel dieser Arbeit wird die neu geschaffene Verfahrens-
einstellungsvorschrift des § 398a AO dargestellt. Die Schaffung dieser Norm stellt 
das Nachgeben des Gesetzgebers auf die gesellschaftlichen, wissenschaftlichen und 
politischen Forderungen nach einem „Strafzuschlag“ bei einer abgegebenen 
Selbstanzeige dar. 

Im 6. Kapitel findet eine abschließende Darstellung der Ergebnisse statt. 
Zudem wird ein verbesserter Regelungsvorschlag aufgezeigt, der die gefundenen 
Ergebnisse der Arbeit aufgreift und die durch die Novellierung entstandenen 
Streitigkeiten beseitigt. 
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